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Protokoll vom 3. Juni 1971 
betreffend die Auslegung des Übereinkommens 
vom 29. Februar 1968 
über die gegenseitige Anerkennung 
von Gesellschaften und juristischen Personen 
1 durch den Gerichtshof 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Es muß vermieden werden, daß die Wirksamkeit des EWG- 
übereinkommens vom 29. Februar 1968 über die gegenseitige 
Anerkennung von Gesellschaften und juristischen Personen 
durch eine unterschiedliche Auslegung durch nationale Gerichte 
vermindert wird. 


B. Lösung 

Das Protokoll vom 3. Juni 1971, dessen Zustimmungsgesetz 
der Rechtsausschuß einmütig billigt, überträgt dem Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften die Zuständigkeit, auf Vor- 
lagen nationaler Gerichte, zu denen die obersten nationalen 
Gerichte verpflichtet sind, im Wege der Vorabentscheidung 
über die Auslegung des Anerkennungsübereinkommens zu ent- 
scheiden. 


C. Alternativen 

Für die Auslegung eines zivilrechtlichen Übereinkommens hätte 
möglicherweise das System der sogenannten Divergenzvorlage 
besser gepaßt. Die Übernahme des Vorlageverfahrens nach dem 
Muster des Artikels 177 des EWG-Vertrages ist aber vertretbar. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Alber und Dr. Schmude 


i. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 178. Sitzung am 16. März 1972 dem 
Rechtsausschuß überwiesen. Dieser hat den Entwurf 
in seiner 88. Sitzung am 14. Juni 1972 beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den 
Regierungsentwurf anzunehmen. 

II. 

Das EWG-Ubereinkommen vom 29. Februar 1968 
über die gegenseitige Anerkennung von Gesell- 
schaften • und juristischen Personen (Drucksache 
W 1976), das aufgrund des Artikels 220 des Ver- 
trages vom 27. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft abgeschlossen 
worden ist, ist von den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten gebilligt, das Vertragsgesetz hierzu vom 18. Mai 
1972 im Bundesgesetzblatt 1972 II S. 369 verkündet 
worden. Wie bereits im Bericht des Rechtsausschus- 
ses zu diesem Übereinkommen (Drucksache VI/ 3076) 
ausgeführt ist, hatten sich die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften in der Gemeinsamen 
Erklärung Nr. 3, die in dem Protokoll zu dem Über- 
einkommen enthalten ist, bereit erklärt, zur möglichst 
wirksamen Anwendung des Übereinkommens und 
zur Verhinderung seiner unterschiedlichen Aus- 
legung „die Mittel zur Erreichung dieser Ziele, ins- 


besondere die Möglichkeit einer Zuweisung be- 
stimmter Zuständigkeiten an den Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften zu prüfen und gege- 
benenfalls über den Abschluß eines entsprechenden 
Abkommens zu verhandeln". Das Protokoll vom 
3. Juni 1971 betreffend die Auslegung des Überein- 
kommens vom 29. Februar 1968 über die gegen- 
seitige Anerkennung von Gesellschaften und juristi- 
schen Personen durch den Gerichtshof ist das Er- 
gebnis dieser Verhandlungen. Es bedarf zu seinem 
Inkrafttreten der Ratifizierung durch alle sechs Mit- 
gliedstaaten. Frankreich hat seine Ratifikations- 
urkunde bereits bei dem Generalsekretär der Euro- 
päischen Gemeinschaften hinterlegt. 

Durch das Protokoll wird dem Europäischen Ge- 
richtshof zum ersten Mal die Zuständigkeit zur Aus- 
legung eines zivilrechtlichen Übereinkommens über- 
tragen. 

Am 3. Juni 1971 ist auch das Protokoll betreffend 
die Auslegung des EWG- Vollstreckungsübereinkom- 
mens vom 28. September 1968 unterzeichnet wor- 
den, das vom Rechtsaussdiuß ebenfalls beraten wird 
(Drucksache VI/ 3294). 

III. 

In seinem Inhalt lehnt sich das Protokoll eng an 
Artikel 177 des EWG-Vertrages an. Es sieht vor, 
daß Auslegungsfragen vom Europäischen Gerichts- 
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hof durch eine Vorabentscheidung auf Vorlage der 
nationalen Gerichte entschieden werden, und zwar 
hat wie in Artikel 177 jedes nationale Gericht die 
Befugnis, eine Vorabentscheidung herbeizuführen, 
falls es dies zum Erlaß seines Urteils für erforder- 
lich hält, während die obersten Gerichte der Ver- 
tragsstaaten zur Vorlage verpflichtet sind (Artikel 2 
des Protokolls). Für den Vorlagebeschluß der deut- 
schen Gerichte sieht Artikel 2 des Vertragsgesetzes 
eine bestimmte Form vor. Artikel 3 des Protokolls 
erklärt Teile der Verfahrensordnung des Gerichts- 
hofs für anwendbar. 

Man kann darüber streiten, ob es zweckmäßig ist, 
das Verfahren der Vorabentscheidung nach dem Vor- 
bild des Artikels 177 des EWG-Vertrages für die 
Auslegung von zivilrechtlichen Übereinkommen zu 


übernehmen. Immerhin betrifft Artikel 177 Aus- 
legungsfragen, die sich in dem im wesentlichen 
öffentlich-rechtlichen Bereich der Verfassung der 
EWG ergeben. Bei zivilrechtlichen Konventionen 
hätte es wohl eher nahegelegen, etwa nach dem 
Vorbild des § 28 des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit jedenfalls 
eine Pflicht zur Vorlage für die obersten Gerichte 
nur dann vorzusehen, wenn das nationale oberste 
Gericht von einer Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs oder der Entscheidung eines anderen 
nationalen Gerichts abweichen will (sogenannte 
Divergenzvorlage). Offenbar haben aber Gründe 
der europäischen Integrationspolitik die Staaten da- 
zu veranlaßt, sich für die Lösung des Artikels 177 
des EWG-Vertrages zu entscheiden. Auch eine solche 
Lösung ist vertretbar. 


Bonn, den 14. Juni 1972 


Alber Dr. Schmude 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3234 — anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 14. Juni 1972 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Alber Dr. Schmude 

Vorsitzender Berichterstatter 
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